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Gekurzte Ausfertigung des am 27.4.2021 mundlich verkiindeten Erkenntnisses:
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Mag. Dr. STEININGER als Einzelrichter Gber die Beschwerde
von XXXX , geb. XXXX , StA. GEORGIEN, vertreten durch die BBU, gegen den Bescheid des Bundesamts fur
Fremdenwesen und Asyl, vom 13.12.2018, ZI. XXXX , nach Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung am
27.04.2021, zu Recht:

A)

Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemald Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

Zu A)

Es konnte nicht festgestellt werden, dass dem Beschwerdefihrer im Heimatland eine begriindete Furcht vor einer


file:///

asylrelevanten Verfolgung droht. Ebenso konnte unter Berlcksichtigung samtlicher Umstande nicht festgestellt
werden, dass sie im Falle einer Riickkehr nach Armenien der Gefahr einer Verfolgung aus Grinden der Rasse, Religion,
Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder politischen Gesinnung iSd GFK ausgesetzt
waren. Insbesondere brachte die P vor, ausschlielllich aus gesundheitlichen Grinden bzw. der medizinischen
Versorgung nach Osterreich gereist zu sein und einen Asylantrag eingebracht zu haben. Insoweit erweist sich das
Vorbringen auch als glaubwurdig.

Auch konnte unter Berucksichtigung aller bekannten Umstande nicht festgestellt werden, dass eine Zurlckweisung,
Zuruck- oder Abschiebung nach Armenien eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der
Protokolle Nr. 6 oder 13 zur Konvention bedeuten wirde oder fir die Beschwerdeflhrer als Zivilpersonen eine
ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines
internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wiirde. Es kamen auch keine jeweils in der Person der
Beschwerdefiihrer liegende Grinde, die einer Abschiebung entgegenstehen wirden, wie beispielsweise eine
lebensbedrohliche Erkrankung, zum Vorschein.

Hinsichtlich der vorgebrachten Erkrankung (Gehirntumor) wird folgendes erwogen:

Unbestritten ist, dass nach der allgemeinen Rechtsprechung des EGMR zu Art. 3 EMRK und Krankheiten, die auch im
vorliegenden Fall maRgeblich ist, eine Uberstellung nach Armenien nicht zulassig ware, wenn durch die Uberstellung
eine existenzbedrohende Situation drohte und diesfalls das Selbsteintrittsrecht der Dublin Il VO zwingend auszutben

ware.

Der VfGH fasste in seinem Erkenntnis vom 06.03.2008, ZI:B 2400/07-9 die aktuelle Rechtsprechung des EGMR zur
Frage der Vereinbarkeit der Abschiebung Kranker in einen anderen Staat mit Art. 3 EMRK zusammen und verweist
insbesondere auf D. v. the United Kingdom, EGMR 02.05.1997, Appl. 30.240/96, newsletter 1997,93; Bensaid, EGMR
06.02.2001, Appl. 44.599/98, newsletter 2001,26; Ndangoya, EGMR 22.06.2004, Appl. 17.868/03; Salkic and others,
EGMR 29.06.2004, Appl. 7702/04; Ovdienko, EGMR 31.05.2005, Appl. 1383/04; Hukic, EGMR 29.09.2005, Appl.
17.416/05; EGMR Ayegh, 07.11.2006; Appl. 4701/05; EGMR Goncharova & Alekseytsev, 03.05.2007, Appl. 31.246/06.

Zusammenfassend fuhrt der VfGH aus, das sich aus den erwdhnten Entscheidungen des EGMR ergibt, dass im
Allgemeinen kein Fremder ein Recht hat, in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, bloR um dort medizinisch
behandelt zu werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet oder
selbstmordgefédhrdet ist. Dass die Behandlung im Zielland nicht gleichwertig, schwerer zuganglich oder
kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange es grundsatzlich Behandlungsmaoglichkeiten im Zielstaat bzw. in einem
bestimmten Teil des Zielstaates gibt. Nur bei Vorliegen auBergewohnlicher Umstande fuhrt die Abschiebung zu einer
Verletzung in Art. 3 EMRK. Solche liegen etwa vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung einem
realen Risiko ausgesetzt wiirde, unter qualvollen Umstanden zu sterben (Fall D. v. the United Kingdom).

Wie bereits erwahnt, geht der EGMR weiter davon aus, dass aus Art. 3 EMRK grundsatzlich kein Bleiberecht mit der
Begrindung abgeleitet werden kann, dass der Herkunftsstaat gewisse soziale, medizinische od. sonst. unterstitzende
Leistungen nicht biete, die der Staat des gegenwartigen Aufenthaltes bietet und kann nur unter auRerordentlichen,
ausnahmsweise vorliegenden Umstanden kann die Entscheidung, den Fremden aufler Landes zu schaffen, zu einer
Verletzung des Art. 3 EMRK fuhren {EGMR 02.05.1997 -146/1996/767/964 (,St. Kitts-Fall“)}. Im Zusammenhang mit einer
Erkrankung des Beschwerdefiihrers nahm der EGMR auRerordentliche, ausnahmsweise vorliegende Umstande im ,St.
Kitts-Fall” an. Im Mai 1997 hatte der EGMR die Abschiebung eines HIV-infizierten Drogenhandlers, welcher laut
medizinischen Erkenntnissen auch in GroRbritannien bei entsprechender Behandlung nur mehr ca. 8 - 14 Monate zu
leben gehabt hatte und sich somit im fortgeschrittenen Krankheitsstadium befand, aus GroRbritannien auf seine
Heimatinsel St. Kitts/kleine Antillen (Karibik) als "unmenschliche Behandlung" im Sinne des Art. 3 der Europaischen
Menschenrechtskonvention angesehen. Die im zitierten Erkenntnis beschriebene auBergewdhnliche, exzeptionale
Notlage (er hatte dort keinen Zugang zu medizinischer Versorgung und Betreuung, nicht einmal zu einem Pflegebett
gehabt hatte und ware so qualvollst, einsam und in extremer Armut gestorben) die ihn dort erwarte, wirde seine
Lebenserwartung deutlich reduzieren und ihn psychischem und physischem Leiden aussetzen. Diese Abschiebung war
daher in diesem Einzelfall unzulassig (EGMR 02.05.1997 -146/1996/767/964).


https://www.jusline.at/entscheidung/349

Auch der Umstand, dass die medizinischen Behandlungsmdéglichkeiten im Zielland schlechter waren als im
Aufenthaltsland, und allfélligerweise "erhebliche Kosten" verursachen, ist nicht ausschlaggebend (HUKIC gg. Schweden,
27.09.2005, Rs 17416/05).

Die genannten allgemeinen Ausfihrungen gelten auch beim Vorliegen psychischer Erkrankungen bzw. Stérungen. Zur
Verdeutlichung der vom EGMR gesetzten Schwelle sei hier aus der Application no. 7702/04 by SALKIC and others
against Sweden zitiert, wo es um die Zulassigkeit der Abschiebung schwer traumatisierter und teilweise suizidale
Tendenzen aufweisende Bosnier nach Bosnien und Herzegowina ging, wobei hier wohl auBBer Streit gestellt werden

kann, dass das bosnische Gesundheitssystem dem schwedischen qualitdtsmaRig erheblich unterliegt:

.Das Gericht ist sich bewusst, dass die Versorgung bei psychischen Problemen in Bosnien-Herzegowina
selbstverstandlich nicht den gleichen Standard hat wie in Schweden, dass es aber dennoch Gesundheitszentren gibt,
die Einheiten fur geistige Gesundheit einschlieRen und dass offensichtlich mehrere derartige Projekte am Laufen sind,
um die Situation zu verbessern. Auf jeden Fall kann die Tatsache, dass die Lebensumstdande der Antragsteller in
Bosnien-Herzegowina weniger glnstig sind als jene, die sie wahrend ihres Aufenthaltes in Schweden genossen haben,
vom Standpunkt des Art. 3 [EMRK] aus nicht als entscheidend betrachtet werden (siehe, Bensaid gegen Vereinigtes

Konigreich Urteil, oben angefiihrt, Art. 38).

AbschlieBend akzeptiert das Gericht die Schwere des psychischen Gesundheitszustandes der Antragsteller,
insbesondere den der beiden Kinder. Dennoch mit Hinblick auf die hohe Schwelle, die von Art. 3 [EMRK] gesetzt wurde,
besonders dort, wo der Fall nicht die direkte Verantwortlichkeit des Vertragsstaates fir die Zufigung von Schaden
betrifft, findet das Gericht nicht, dass die Ausweisung der Antragsteller nach Bosnien-Herzegowina im Widerspruch zu
den Standards von Art. 3 der Konvention stand. Nach Ansicht des Gerichtes zeigt der vorliegende Fall nicht die in
seinem Fallrecht festgelegten auBergewoéhnlichen Umstande auf (siehe, unter anderem, D. gegen Vereinigtes
Konigreich, oben angefihrt, Art. 54). Dieser Teil des Antrages ist daher offenkundig unbegriindet.”

Dass sich der Gesundheitszustand durch die Abschiebung verschlechtert ("mentaler Stress" ist nicht entscheidend), ist
vom Antragsteller konkret nachzuweisen, blof3e Spekulationen Uber die Moglichkeit sind nicht ausreichend. In der
Beschwerdesache OVDIENKO gg. Finnland vom 31.05.2005, Nr. 1383/04, wurde die Abschiebung des
Beschwerdefihrers, der seit 2002 in psychiatrischer Behandlung war und der selbstmordgefahrdet ist, fur zuldssig
erklart; mentaler Stress durch eine Abschiebungsdrohung in die Ukraine ist kein ausreichendes ,real risk".

Aufgrund der hier vorliegenden gesundheitlichen Beeintrachtigung mag zwar nicht entgegengetreten werden, als
hieraus ableitbar ist, dass die Gesundheitsversorgung nicht kostenlos und nicht auf gleichem Niveau wie in Osterreich
gewahrleistet ist, eine Uberstellung nach Georgien fiihrt jedoch nicht zu einer Verletzung von Art. 3 EMRK.

Im vorliegenden Fall konnten somit seitens der bP keine akut existenzbedrohenden Krankheitszustande oder Hinweise
einer unzumutbaren Verschlechterung der Krankheitszustande im Falle einer Uberstellung nach Georgien belegt
werden, respektive die Notwendigkeit weitere Erhebungen seitens des Bundesverwaltungsgerichts.

In diesem Zusammenhang wird auch darauf hingewiesen, dass der EGMR es fir eine Art. 3 EMRK-konforme
Uberstellung ausreicht, dass Behandlungsméglichkeiten [fiir Traumatisierte, hier aufgrund der identischen
Interessenslage jedoch analog anwendbar] im Land der Uberstellung verfigbar sind (vgl. Paramasothy v. Netherlands
10.11.2005; Ramadan Ahjeredine v. Netherlands, 10.11.2005, Ovidienko v. Finland 31.5.2005; Hukic v. Sweden,
27.9.2005), was im Herkunftsstaat hinsichtlich der von der bP vorgebrachten Erkrankung offensichtlich der Fall ist (vgl,
etwa die bereits erdrterte Berichtslage zum Gesundheitswesen im Herkunftsstaat.) und fuhrte der EGMR in Bezug auf
jene Falle, welche in welchen auBergewdhnliche, exzeptionelle Umstande im Lichte des Art 3 EMRK (vgl. Urteil vom
2.5.1997, EGMR 146/1996/767/964 [, St. Kitts-Fall]) im Urteil Paposhvili v. Belgium (no. 41738/10, GC) vom 13 Dezember
2016 aus, dass der tatsachliche Zugang der Partei zu medizinischer Versorgung realistischer Weise erwartbar sein
muss, wobei hier festzuhalten ist, dass bloR spekulative Erwdgungen in Bezug auf den fehlenden Zugang zu
medizinischer Versorgung auszublenden sind (Urteil des EGMR (GroRe Kammer) vom 27. Mai 2008, N. v. The United
Kingdom, Nr. 26.565/05).

Im Gegenstandlichen Fall besteht im Lichte der Berichtslage kein Hinweis, dass die bP vom Zugang zu medizinsicher
Versorgung in Georgien ausgeschlossen wdare und bestehen auch keine Hinweise, dass die seitens der bP



beschriebenen Krankheit nicht behandelbar ware. Vielmehr erbrachten die Landerfeststellungen, dass
Chemotherapien durchfiihrbar sind. Auch sind die vom BF vorgebrachten Verlaufskontrollen (MRT) im Heimatland
moglich. Dies bestatigte der BF, wenn dieser in der 6ffentlich mindlichen Beschwerdeverhandlung selber ins Treffen
fahrt, dass anlasslich einer MRT Untersuchung in Georgien den Gehirntumor festgestellt wurde. Auch faktisch
Hindernisse, welche das Fehlen eines Zugangs zur medizinischen Versorgung aus in der Person der bP gelegenen
Umstanden kam nicht hervor.

Vielmehr kam hervor - und wurde seitens der rechtsfreundlichen Vertretung dem Grunde nach auch bestatigt -, dass
es im Heimatland Behandlungsméglichkeiten gibt. Dass die georgischen Arzte einen operativen Eingriff ablehnten,
vermag eine Verletzung des Art. 3 EMRK nicht zu begriinden, war doch aufgrund der unglinstigen Lage des Tumors
auch in Osterreich eine Totalresektion nicht méglich.

Auch erweist sich das erstattete Vorbringen, dass der Tumor nicht diagnostiziert werden konnte als nicht zielfihrend,
liegt doch nunmehr jedenfalls eine klare Diagnose vor und beschrankt sich die derzeitige Behandlung lediglich auf
engmaschige Verlaufskontrollen. Auch gab der BF an, dass die Chemo- und Strahlentherapie abgeschlossen sind. Im
Ergebnis ist der BF aus derzeitiger Sicht als austherapiert zu betrachten.

Im gegenstandlichen Fall wird letztlich auch auf das jingere Urteil des EGMR (GroRe Kammer) vom 27. Mai 2008, N. v.
The United Kingdom, Nr. 26.565/05, hingewiesen. Der Europaische Gerichtshof fir Menschenrechte hat seine
Rechtsprechung in Bezug auf Krankheiten und Art 3 EMRK zusammengefasst und neben dem Urteil D. v. The United
Kingdom auf die Entscheidungen B.B. v. France, Nr. 30.930/96, Karara

V. Finland, Nr. 40.900/98, S.C.C. v. Sweden, Nr. 46.553/99, Bensaid

V. The United Kingdom, Nr. 44.599/98, Arcila Henao v. The Netherlands, Nr. 13.669/03, Ndangoya v. Sweden, Nr.
17.868/03, sowie Amegnigan v. The Netherlands, Nr. 25.629/04 verwiesen (Randnrn. 35 bis 41 des Urteils N. v. The
United Kingdom).

Im konkreten Fall N. v. The United Kingdom lag die Beurteilung der Rechtmaligkeit der Abschiebung einer an Aids
Erkrankten nach Uganda zugrunde. Nach Informationen der WHO ist antiretrovirale Medikamentation in Uganda
erhaltlich, auch wenn wegen mangelnder Ressourcen nur die Hélfte jener Personen, die sie bendtigen, in den Genuss
dieser Behandlung kommt. Die Bf. behauptete, sie kénne sich die Behandlung nicht leisten und diese ware in der
landlichen Gegend, aus der sie stamme, gar nicht erhéltlich. Der Gerichtshof fihrte aus, dass es scheint, dass sie
Familienmitglieder in Uganda hat, auch wenn sie behauptet, dass diese nicht gewillt oder nicht in der Lage waren, sich
um sie zu kimmern.

Das Vereinigte Konigreich hat der Bf. wahrend des Asylverfahrens und der folgenden Verfahren Gber die Zulassigkeit
ihrer Ausweisung neun Jahre lang auf offentliche Kosten medizinische und soziale Unterstlitzung gewahrt. Dies
begrindet jedoch keine Verpflichtung seitens des belangten Staates, weiterhin fir sie zu sorgen.

Der GH anerkennt, dass die Lebensqualitat der Bf. und ihre Lebenserwartung im Falle ihrer Abschiebung nach Uganda
beeintrachtigt wirde. Sie ist im Moment jedoch nicht todkrank. Wie rasch sich ihr Zustand verschlechtern wirde und in
welchem Ausmalf sie in der Lage ware, Zugang zu medizinischer Behandlung, Unterstitzung und Pflege, einschlieRlich
der Hilfe durch Verwandte, zu erhalten, ist bis zu einem gewissen Grad spekulativ, insbesondere angesichts der sich
stetig fortentwickelnden Situation was die Behandlung von AIDS und HIV weltweit betrifft. Der EGMR erkannte in
diesem Fall, dass keine Verletzung des Art 3 EMRK vorlag.

Aus der genannten Quellenlage ergibt sich, dass die Behandlungsmoglichkeiten der bP bei Ausschépfung der bereits
beschriebenen ihr zur Verfiigung stehenden Mitteln tber jenen, wie sie im Urteil des EGMR (Grol3e Kammer) vom 27.
Mai 2008, N. v. The United Kingdom, Nr. 26.565/05 beschrieben wurden, liegen, und ergibt sich auch unter den im
Urteil Paposhvili v. Belgium (no. 41738/10, GC) vom 13 Dezember 2016 genannten Determinanten nichts anderes,
weshalb der Gesundheitszustand der bP letztlich kein Abschiebehindernis darstellt.

Den BF steht es frei, das wenngleich nicht auf gleichem Niveau befindliche Sozialsystem in Anspruch zu nehmen. Auch
verflgt der BF Uber ein familidres Netzwerk im Heimatland zu dem er intensiven Kontakt pflegt und verflgt die Familie
Uber Eigentum.



Es liegen keine Umstande vor, dass den Beschwerdeflhrer allenfalls von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemal3g 57
AsylG 2005 (Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz) zu erteilen gewesen ware, und wurde diesbezuglich in der
Beschwerde auch nichts dargelegt.

Nach MaRgabe einer Interessensabwdgung im Sinne des8 9 BFA-VG ist davon auszugehen, dass das offentliche
Interesse an der Beendigung des unrechtmaBigen Aufenthalts der Beschwerdeflhrer im Bundesgebiet deren
personliche Interessen am Verbleib im Bundesgebiet Uberwiegen und daher durch die angeordnete
Rickkehrentscheidungen eine Verletzung des Art. 8 EMRK nicht vorliegt. Auch sonst sind keine Anhaltspunkte
hervorgekommen (und auch in der Beschwerde nicht vorgebracht worden), dass im gegenstandlichen Fall eine
Rickkehrentscheidung auf Dauer unzuldssig ware. Insbesondere halten sich die Beschwerdefiihrer im Vergleich erst
kurze Zeit im Bundesgebiet auf und kamen keinerlei Merkmale einer relevanten, aulRergewdhnlichen Integration in

sprachlicher, beruflicher oder gesellschaftlicher Hinsicht zu Tage.

Vielmehr ergab die ¢ffentlich mindliche Beschwerdeverhandlung, dass der BF Uber keinerlei Integration verfugt und
keinerlei Schritte fUr eine gelungene Integration setzte. Insbesondere war auch das strafrechtlich relevante Verhalten

des BF zu berticksichtigen.
Zu B)

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiter ist die
vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen

keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.

Gemal § 29 Abs. 5 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), BGBI. | Nr. 33/2013 idgF, kann das Erkenntnis in
gekurzter Form ausgefertigt werden, wenn von den Parteien auf die Revision beim Verwaltungsgerichtshof und die
Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof verzichtet oder nicht binnen zwei Wochen nach Ausfolgung bzw. Zustellung
der Niederschrift gemald Abs. 2a leg. cit. eine Ausfertigung des Erkenntnisses gemal3 Abs. 4 leg. cit. von mindestens
einem der hiezu Berechtigten beantragt wird. Die gekulrzte Ausfertigung hat den Spruch sowie einen Hinweis auf den
Verzicht oder darauf, dass eine Ausfertigung des Erkenntnisses gemaf3 Abs. 4 nicht beantragt wurde, zu enthalten.

Diese gekurzte Ausfertigung des nach Schluss der mundlichen Verhandlung am 27.4.2021 verkindeten Erkenntnisses
ergeht gemal3 § 29 Abs. 5 VWGVG, da ein Antrag auf Ausfertigung des Erkenntnisses gemal3 § 29 Abs. 4 leg. cit. durch
die hierzu Berechtigten innerhalb der zweiwdchigen Frist nicht gestellt wurde.
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